
 
 

Erfahren Sie mehr unter: www.fdp-bayern.de 
 
            facebook.com/fdpbayern                 twitter.com/fdpbay 
            facebook.com/hagen2018                twitter.com/realMartinHagen 

 
 

 
 

Sehr geehrte*r René Mertens, 

 
nachfolgend finden Sie unsere Antworten auf Ihre Wahlprüfsteine. 
 
 
Frage 1: Bayern ist das einzige Bundesland, das keinen „Aktionsplan gegen Homophobie und 
Transfeindlichkeit“ umgesetzt hat bzw. plant. Werden Sie dafür sorgen, dass Bayern in der 
kommenden Legislaturperiode einen entsprechenden Aktionsplan auf den Weg bringt? Wenn ja, 
wie wollen Sie dafür sorgen, dass Vereine und Organisationen aus der Community an der 
Erstellung beteiligt werden? 
 
Wir bayerischen Liberalen stehen für Vielfalt und Wertschätzung in der Gesellschaft. Homo-, Bi- 
und Transphobie sind genauso wenig akzeptabel wie Rassismus. Sie sind der Boden, auf dem 
Gewalt und Diskriminierung gedeihen. Deshalb fordern wir einen Bayerischen Aktionsplan gegen 
Homo-, Bi- und Transphobie. Insbesondere durch konkrete Maßnahmen in der Bildung, der 
Förderung von Selbsthilfe und Diversity Management, aber auch durch die Sensibilisierung 
staatlicher Entscheidungsträger sollen Respekt und Akzeptanz gestärkt werden. Aus diesen 
Gründe wollen wir dafür sorgen, dass zeitnah ein entsprechender Aktionsplan auf den Weg 
gebracht wird. Gerade private Vereine, Verbände und Gruppierungen der LSBTIQ*-Community 
sollen dabei miteinbezogen werden, beispielweise durch die Einrichtung eines runden Tisches. Ein 
wirklichkeitsnaher, zielorientierter Aktionsplan entsteht nur dann, wenn alle Erfahrungen, Sorgen, 
Wünsche und Bedenken aller Beteiligten miteinfließen können. 
 
 
Frage 2: Welchen weiteren Handlungsbedarf sehen Sie bei der Bekämpfung von Diskriminierung 
und Gewalt gegen LSBTI in Bayern? 
 
Wir Freie Demokraten unterstützen Aufklärungs- und Toleranzprojekte in den Schulen und der 
Jugendarbeit, aber auch Projekte für homo-, bi- und transsexuelle Senioren und 
Regenbogenfamilien sowie gegen homo- und transphobe Gewalt. Entsprechende Initiativen aus 
der Bürgergesellschaft sollen von der Landesebene finanziell stärker gefördert werden. Das gilt 
auch für Projekte, die die strafrechtliche Verfolgung homosexueller Menschen nach dem alten 
§175 StGB wissenschaftlich und didaktisch aufarbeiten. 
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Frage 3: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass Schulen die Vielfalt von Lebensweisen und 
Identitäten fächerübergreifend thematisieren? Wenn ja, wie wollen Sie dieses Ziel verwirklichen? 
 
Ja. Wir Freie Demokraten unterstützen die Vielfalt in bayerischen Lehrplänen. Nachdem im Juni 
2017 die Ehe für gleichgeschlechtliche Paare geöffnet wurde, soll dies auch durch öffentliche 
Einrichtungen in Bayern anerkannt werden. Das Staatsministerium für Unterricht und Kultur soll 
umgehend, soweit noch nicht geschehen, die Lehrpläne für alle vom Land verwalteten Schulen 
dahingehend überarbeiten, dass Ehen zwischen zwei Männern oder zwei Frauen als gleichwertig 
mit der Ehe zwischen Mann und Frau dargestellt werden. Sexualkunde und Toleranz gegenüber 
verschiedenen sexuellen Bedürfnissen dürfen nicht nur im Biologieunterricht behandelt werden, 
sondern sollen fächerübergreifend aufgenommen werden. Auch verschiedene Formen von 
nichtehelichen Partnerschaften und Familien sind vorurteilsfrei im Unterricht zu behandeln. 
Darüber hinaus muss moderne Schulpolitik junge Menschen in einer vorurteilsfreien Entwicklung 
ihrer Persönlichkeit unterstützen. Lehrer brauchen in der Aus- und Fortbildung entsprechende 
Angebote. Die Arbeit von ehrenamtlichen Schulprojekten gegen Homo- und Transphobie soll von 
Seiten des Freistaates aktiv gefördert werden. Auch die von der FDP durchgesetzte Bundesstiftung 
Magnus Hirschfeld fördert die Bundesvernetzung der regionalen Schulaufklärungsprojekte zu 
homosexuellen Lebensweisen. Durch eine Erhöhung des Stiftungskapitals wollen wir die 
finanziellen Spielräume für eine solche Förderung weiter erhöhen. 
 
 
Frage 4: Welche Maßnahmen wollen Sie ergreifen, damit das Thema „Vielfalt von Lebensweisen 
und Identitäten“ Eingang in die pädagogische Aus- und Fortbildung von Lehrkräften findet? 
 
In der Lehreraus- und Fortbildung geht es uns insbesondere darum, bei Lehrkräften oder auch im 
Feld der Schulsozialarbeit, ob in der Ausbildung oder bereits im Berufsleben stehend, viel stärker 
für Informations- und Fortbildungsangebote zu werben, Multiplikatoren zu gewinnen und hier vor 
allen Dingen mit den bestehenden Netzwerkpartnern intensiv zusammenzuarbeiten. Hierfür wird 
sich die FDP stark machen.   
 
 
Frage 5: Wie wollen Sie dafür sorgen, dass die „Richtlinien für die Familien- und Sexualerziehung 
in den bayerischen Schulen“ das Thema „Vielfalt von Lebensweisen und Identitäten“ stärker in 
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den Fokus nehmen und auch in den Grundschulen Familienvielfalt als Querschnittsthema 
mitgedacht wird? 
 
Die Gesellschaft ist vielfältig und zu dieser Vielfalt zählt selbstverständlich die sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt. Aus Sicht der Freien Demokraten muss dieser Vielfalt auch ihr berechtigter 
Platz im Schulunterricht und in Schulbüchern eingeräumt werden. Studien belegen nach wie vor 
auch bei vielen Jugendlichen Ressentiments, weiterhin berichten sowohl Schülerinnen und Schüler 
als auch Lehrkräfte über Diskriminierungs- bis hin zu Gewalterfahrungen. Daher sollte etwa bei 
allen Schulbüchern darauf geachtet werden, dass sie die Lebenswirklichkeit in Deutschland 
widerspiegeln. Es geht insbesondere auch darum, Selbstbewusstsein zu vermitteln und jungen 
Menschen eine selbstbestimmte, freie Lebensgestaltung zu ermöglichen. Hierfür will sich die FDP 
einsetzen. Dabei gilt es natürlich wie immer bei Behandlung von Fragen der Sexualität in der 
Schule eine altersgerechte Vermittlung zu beachten, wobei Familienvielfalt und Sexualität 
getrennt zu betrachten ist. Auch sollte eine frühzeitige Information der Eltern erfolgen, um 
Irritationen von vornherein auszuschließen.   
 
 
Frage 6: Wie wollen Sie sicherstellen, dass junge Menschen im Coming-out Unterstützung 
erhalten, die sie stärkt und auf den Weg der Persönlichkeitsfindung wertschätzend begleitet? 
 
Wir Freie Demokraten glauben an eine Gesellschaft, in der Diskriminierung keine Rolle mehr spielt 
und in der ein Coming-out selbstverständlich wird. Der Weg dahin ist aber noch lange. Gerade 
unsere Maßnahmen zu einer besseren Aufklärungsarbeit in Schulen, der Förderung von 
Verbänden und Organisationen wie der Magnus-Hirschfeld-Stiftung und das klares Bekenntnis des 
Rechtsstaats zu den Rechten von LGBTIQ* Personen sind wichtige Schritte. 
 
 
Frage 7: Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, damit inter- und transgeschlechtliche sowie 
gender-non-konforme Menschen rechtssichere, verlässliche und akzeptierende 
Rahmenbedingungen in Bildungs- und Freizeiteinrichtungen vorfinden? 
 
Um sich einen besseren Überblick darüber verschaffen zu können, in welchen Bildungs- und 
Freizeiteinrichtungen inter-, transgeschlechtliche und gender-non-konforme Menschen keine 
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rechtssicheren, verlässlichen und akzeptierenden Rahmenbedingungen vorfinden, wollen wir 
einen Runden Tisch mit allen Beteiligten und betreffenden Verbänden und Organisationen 
initiieren. Daraus sollen Vorschläge für flächendeckende oder standortbezogene Maßnahmen 
hervorgehen. 
 
 
Frage 8: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass sowohl die Angebote der offenen Altenhilfe als 
auch die ambulanten und stationären Angebote der Altenpflege LSBTI-inklusiv ausgestaltet 
werden? Welche Vorschläge haben Sie hierzu? 
 
Ja. Durch die Schulung zum sensiblen Umgang mit LGBTIQ* Personen in der offenen Altenhilfe, 
sowie ambulanten und stationären Angeboten in der Altenpflege wollen wir auf besondere 
Bedürfnisse eingehen. 
 
 
Frage 9: Wie wollen Sie dafür sorgen, dass LSBTI-Geflüchtete vor Gewalt außerhalb wie innerhalb 
von Unterkünften in Bayern geschützt werden? 
 
Auch Flüchtlingsunterkünfte sind keine rechtsfreien Räume. Hassverbrechen sind mit Nachdruck 
aufzuklären und mit dem entsprechend höheren Strafmaß zu ahnden. Um Diskriminierung, 
Ausgrenzung oder sogar gewalttätige Übergriffe in Unterkünften vorzubeugen, ist es zunächst 
erforderlich, geeignetes Personal zur Verfügung zu stellen. Dieses sollte sowohl mit Hilfe von 
Leitfäden dahingehend geschult werden, sensibel mit den jeweiligen Flüchtlingen umzugehen und 
in Bezug auf LSBTI*-Flüchtlinge eng mit der Fachszene zusammenzuarbeiten. Nach Möglichkeit 
sollte es zudem zu einer getrennten Unterbringung von LSBTI*Flüchtlingen kommen, damit 
Übergriffe zwischen den sehr heterogenen Flüchtlingsgruppen aus unterschiedlichen Ländern und 
Kulturkreisen vermieden werden. Darüber hinaus müssen die LSBTI*-Flüchtlinge über bestehende 
Hilfsangebote aufgeklärt werden. 
 
 
Frage 10: Welche Maßnahmen planen Sie, um die Selbstorganisationen von LSBTI mit 
Migrationsgeschichte in Bayern zu fördern? 
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Neben der allgemeinen Aufklärungsarbeit in unserer Gesellschaft gegen Vorurteile gegenüber 
LSBTI*-Leben fordern wir als Freie Demokraten ein Gesamtkonzept des Freistaats zur 
Wertevermittlung an Flüchtlinge mit Leitfäden und Mitarbeiterschulungen für alle, die mit der 
Betreuung von Flüchtlingen betraut sind. Die Vermittlung der Werte des Grundgesetzes, der 
religiösen Toleranz, des Antirassismus, der Gleichstellung von Mann und Frau, des 
Diskriminierungsverbots aufgrund von sexueller Orientierung/Identität und gewaltfreier 
Konfliktlösungsstrategien sind als Querschnittaufgabe zu begreifen und den Flüchtlingen im Alltag 
zu vermitteln. 
 
 
Frage 11: Werden Sie sich dafür engagieren, dass Polizei- und Strafverfolgungsbehörden für das 
Thema „homophobe und transfeindliche Gewalt“ sensibilisiert werden und das Thema 
verbindlich in die Aus- und Fortbildung von Polizist*innen, Richter*innen und Staatsanwält*innen 
integriert wird? Wenn ja, welche konkreten Vorschläge haben Sie hierzu? 
 
Ja, dafür wollen wir uns engagieren. Wir Freie Demokraten halten Homo- und Transphobie für 
genauso wenig akzeptabel wie Rassismus und Antisemitismus. Sie sind der Boden, auf dem Gewalt 
und Diskriminierung gedeihen. Für uns ist ein Bestandteil die konkrete Erfassung solcher Taten in 
der polizeilichen Kriminalstatistik, sowie eine verstärkte Aufnahme der Problematik in die 
polizeiliche und juristische Ausbildung. Ferner gilt es, wie in anderen Bereichen auch, die hohe 
Dunkelziffer, in denen Opfer keine Anzeige erstatten, zu mindern sowie die Anzeigebereitschaft zu 
steigern. Hierzu sind auch Fall-Zahlen und Erfahrungen aus der eigenen Beratungspraxis von 
Verbänden hilfreich.          
 
 
Frage 12: Beabsichtigen Sie sich dafür einzusetzen, dass in Bayern eine Studie in Auftrag gegeben 
wird, um empirische Daten über Ausmaß, Erscheinungsformen und Hintergründe sowie 
belastbare Erkenntnisse über den Umgang von Polizei und Justiz mit homophober und 
transfeindlicher Gewalt zu erlangen? 
 
Ja, sofern diese Zahlen relevant für einen besseren Schutz vor homophober und transfeindlicher 
Gewalt sind, begrüßen wir die Erhebung solcher Daten. 
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Frage 13: Werden Sie sich in Ihrer Regierungsverantwortung dafür einsetzen, dass die 
polizeilichen Erfassungssysteme in Bayern reformiert werden, um LSBTI-feindliche 
Hasskriminalität in ihrem realen Ausmaß sichtbar zu machen? 
 
Ja. 
 
 
Frage 14: Was wollen Sie tun, um das Bewusstsein für einen sach- und zeitgemäßen Umgang mit 
Regenbogenfamilien in bayerischen Institutionen der Familienplanung bzw. -hilfe (Jugendämter, 
Schulen, Kitas etc.) oder des Familienalltags zu fördern? 
 
Jeder Mensch hat das Recht, eine Familie zu gründen – unabhängig von seiner sexuellen 
Orientierung. Wir Freie Demokraten stehen deshalb zur Ehe für alle und zum Prinzip „Gleiche 
Pflichten, gleiche Rechte“. Dies wollen wir für alle Paare umsetzen. Selbstverständlich müssen sich 
Schulen, Jugendämter und Verwaltung an die Lebenswirklichkeit anpassen. Deshalb müssen 
beispielsweise Standard-Anschreiben und Formulare, die gleichgeschlechtliche Ehepartner von 
vorneherein ausschließen, der Vergangenheit angehören. Staatliche Angebote wie die 
Familienberatung sind dazu da, Familien bei ihren jeweiligen individuellen Herausforderungen zu 
unterstützen. Dabei darf es keine Rolle spielen, welche sexuelle Orientierung die Eltern haben – 
alle Familien haben ein Recht auf die gleichen Hilfestellungen. 
 
 
Frage 15: Welche Schritte planen Sie, um dafür zu sorgen, dass die assistierte Reproduktion und 
weitere Leistungen der Fortpflanzungsmedizin allen Menschen unabhängig von Familienstand, 
sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität offenstehen? 
 
Wir Freie Demokraten fordern als ersten Schritt einen offenen Umgang mit den Möglichkeiten der 
modernen Reproduktionsmedizin. Allen Menschen muss unabhängig vom Familienstand der 
Zugang zu reproduktionsmedizinischen Angeboten gegeben werden. Das Kindeswohl hängt von 
der Liebe der Eltern ab, nicht von der Art der Zeugung. Der Staat sollte sich aus den intimen 
Angelegenheiten heraushalten und freie Entscheidungen ermöglichen, die ethisch vertretbar sind. 
Eizellspenden und nichtkommerzielle Leihmutterschaft sind in vielen Staaten der EU bereits legal 
und sollten auch in Deutschland unter Auflagen erlaubt werden. 

http://www.fdp-bayern.de/


 
 

Erfahren Sie mehr unter: www.fdp-bayern.de 
 
            facebook.com/fdpbayern                 twitter.com/fdpbay 
            facebook.com/hagen2018                twitter.com/realMartinHagen 

 
 

 
 

 
 
Frage 16: Wollen Sie sich für die vollständige Gleichbehandlung von Regenbogenfamilien bei 
Entscheidungen über Pflegschaft und Adoption einsetzen? Wenn ja, wie wollen Sie ihr Ziel 
erreichen? 
 
Ja. Wir Freie Demokraten wollen einen besseren Rahmen für Patchwork und Regenbogenfamilien 
mit mehreren sozialen Elternteilen. Wird das Kind mit Hilfe einer Samenspende aus einer 
Samenbank im Rahmen der Reproduktionsmedizin gezeugt, so soll die eingetragene 
Lebenspartnerin der Mutter von Geburt an auch rechtlich zweite Mutter sein können. Eine 
automatische Mutterschaft lehnen wir dagegen dann ab, wenn ein biologischer Vater vorhanden 
ist, der Verantwortung übernehmen will.   
 
 
Frage 17: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Bayerische Landesverfassung um einen neuen 
Artikel 118b erweitert wird, der die Diskriminierung aufgrund der sexuellen und geschlechtlichen 
Identität untersagt und die Rechte von LSBTI stärkt?  
 
 Ja.  
 
 
Frage 18:  Wollen Sie dafür sorgen, dass LSBTI-Beratungs- und Unterstützungsprojekte in Bayern 
und besonders im ländlichen Raum über Landesmittel langfristig finanziert werden? 
 
Ja. Wir sind der Auffassung, dass die bestehenden Angebote, gerade auf dem Land, langfristig 
angemessen finanziert werden müssen. Hierzu sind aus unserer Sicht auch regelmäßige 
Mittelanpassungen notwendig. 
 
 
Frage 19:  Wie wollen Sie dafür Sorge tragen, dass LSBTI Zugang zu einer geschlechter- und 
diversitätsgerechten Gesundheitsversorgung haben, die sich an ihren Bedürfnissen orientiert? 
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In der allgemeinen Gesundheitsversorgung besteht aus der Sicht der Freien Demokraten ein 
weitgehend diskriminierungsfreier Zugang auch für LGBTI. Wir teilen aber die Auffassung, dass 
Hindernisse vor allem bei älteren und pflegebedürftigen Lesben und Schwulen und solchen mit 
Behinderungen bestehen.  Dies gilt insbesondere, wenn ein gewünschter Einzug von LGBTI in eine 
Einrichtung für betreutes Wohnen, in ein Pflegeheim oder eine Einrichtung der Behindertenhilfe 
aufgrund der sexuellen Identität abgelehnt wird. Einer derartigen Diskriminierung wollen wir 
genauso entgegenwirken wie Diskriminierungen durch Mitbewohner oder Personal gegenüber 
LGBTI, die bereits in entsprechenden Einrichtungen leben. Dazu brauchen wir vor allem eine 
bessere Sensibilisierung der Mitarbeiterschaft. 
 
 
Frage 20: Wollen Sie dafür sorgen, dass der Bereich „Kultursensibler Umgang mit LSBTI 
Klient*innen in Versorgung und Pflege“ in die Aus- und Weiterbildung von Mediziner*innen und 
Mitarbeitenden aus Pflege- und Gesundheitsbereichen integriert wird? Wenn ja, wie wollen Sie 
dieses Vorhaben umsetzen?   
 
Ja, wir sprechen uns dafür aus, dass das Thema „Kultursensibler Umgang mit LSBTIQ* 
Klient*innen“ mit in den Lehrplan der Aus- und Weiterbildung im Pflegebereich 
fächerübergreifend integriert wird. Dabei soll insbesondere mit den entsprechenden Verbänden 
und Organisationen zusammengearbeitet werden. 
 
 
Frage 21: Was planen Sie, um den Dialog zwischen Religions-/Weltanschauungsgemeinschaften, 
Zivilgesellschaft und LSBTI zu befördern, um gemeinsam für Akzeptanz einzutreten? 
 
Der Abbau von Diskriminierungen und Vorurteilen lassen sich nicht nur per Gesetz verordnen, 
sondern ist eine Aufgabe der gesamten Gesellschaft. Immer mehr Vorschriften zu erlassen heißt 
nicht, dass die Praxis nachher auch besser funktioniert. Es kommt auf eine dauerhafte 
Sensibilisierung für das Thema, ein Umdenken in den Köpfen und eine Veränderung des 
Bewusstseins bei jedem Einzelnen an. Darüber hinaus ist es wichtig, insgesamt eine Kultur zu 
entwickeln, in der Vielfalt nicht nur akzeptiert und toleriert, sondern als Bereicherung empfunden 
wird. 
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Frage 22:  Wollen Sie sich in der neuen Legislatur dafür einsetzen, dass Artikel 3, Absatz 3 des 
Grundgesetzes um die Merkmale der sexuellen und geschlechtlichen Identität ergänzt wird? 
 
Ja. Wir setzen uns auf Bundes- und Landesebene für die Aufnahme der sexuellen Ausrichtung und 
des Alters in Artikel 3 GG und in die Landesverfassungen ein. Damit würde eine lange überfällige 
Angleichung an den Antidiskriminierungskatalog der Europäischen Grundrechtscharta erfolgen. 
 
 
Frage 23: Unterstützen Sie auf Bundesebene eine umfassende Reformierung des 
Transsexuellengesetzes (TSG), um die Hürden auf dem Weg zur Vornamens- und 
Personenstandsänderung zu beseitigen? 
 
Ja. Die FDP will das Transsexuellengesetz endlich so erneuern, dass die Personenstands- und 
Namensänderung ohne diskriminierende Hürden erfolgt. Wir fordern, dass die Krankenkassen 
einheitlich die Kosten für alle geschlechtsangleichenden Behandlungen bei Transsexualität 
übernehmen müssen. 
 
 
Frage 24: Werden Sie sich für eine schnelle Umsetzung des BVerfG Beschlusses zur Reformierung 
des Personenstands einsetzen und auch auf Landesebene Handlungsfelder identifizieren, um 
erste Schritte auf den Weg bringen? 
 
Ja. Die Reformierung des Personenstandgesetzes haben wir schon in der letzten schwarz-gelben 
Koalition im Bund vorangetrieben und unterstützen weiterhin die Besserstellung gerade trans- und 
intersexueller Personen. Schon damals konnten wir erreichen, dass Intersexuelle nicht mehr auf 
ein Geschlecht festgelegt werden, sondern selbst entscheiden, welches Geschlecht sie wählen 
wollen. Darüber hinaus wurden einige technische Änderungen am Gesetz durchgeführt. Darunter 
auch die zusätzliche Angabe des Geschlechts in personenstandsrechtlichen Urkunden wie 
beispielsweise Eheurkunden. Von dieser Regelung profitieren Transsexuelle, die ihr juristisches 
Geschlecht dokumentieren lassen wollen. Gleichzeitig beachten wir den Offenbarungsschutz für 
weitere personenstandsrechtliche Urkunden, so dass in Zukunft Transsexuelle auch hier vor der 
ungewollten Bekanntgabe eines veränderten Geschlechtseintrages geschützt sind. 
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Frage 25: Beabsichtigen Sie das Thema Menschenrechte von LSBTI auch in der Bayerischen 
Staatsregierung zu etablieren und in den internationalen Beziehungen sowie in der 
Entwicklungszusammenarbeit des Landes mitzudenken? Welche Ideen haben Sie hierzu? 
 
Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Universalität der Menschenrechte und lehnen jegliche 
Versuche ab, ihre Anwendbarkeit zu relativieren. Wir wenden uns gegen jede Diskriminierung 
aufgrund von Geschlecht, Religion, Hautfarbe, ethnischer Herkunft, sexueller Orientierung, 
Behinderung, Alter oder eines sonstigen Status. Die Unterdrückung oder Angriffe auf andere 
Menschen und Bevölkerungsgruppen sind stets Angriffe auf die Freiheit der ganzen Gesellschaft. 
So treten wir entschlossen der Diskriminierung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender 
und Intersexuellen in der Außen- und Entwicklungspolitik entgegen und setzen uns dafür ein, 
LGBTI-Projekte weltweit zu fördern und bei Strafverschärfungen gegen LGBTI die 
Entwicklungszusammenarbeit zu kürzen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Martin Hagen 

Spitzenkandidat der FDP Bayern 
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